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A r b e i t s r e c h t
Keine Nachgewährung von Urlaubstagen 
bei Quarantäne wegen Coronainfektion
Ein Arbeitnehmer hat keinen Anspruch 
auf Nachgewährung von Urlaubstagen 
bei einer Quarantäneanordnung wegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus. 
Dies hat das Arbeitsgericht Bonn ent-
schieden.

Der Arbeitnehmerin wurde für den 
Zeitraum vom 30.11.2020 bis zum 
12.12.2020 Erholungsurlaub gewährt. 
Aufgrund einer Infektion mit dem Coro-
navirus musste sich die Arbeitnehmerin 
auf behördliche Anordnung in der Zeit 
vom 27.11.2020 bis zum 07.12.2020 in 
Quarantäne begeben. Eine Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung lag für diesen 
Zeitraum nicht vor. Die Arbeitnehmerin 
verlangt mit der von ihr erhobenen 
Klage die Nachgewährung von fünf Ur-
laubstagen von dem Arbeitgeber.
Das Arbeitsgericht Bonn hat die Klage 
abgewiesen. Die Voraussetzungen von 
§ 9 BUrlG für die Nachgewährung von 
Urlaubstagen bei einer Arbeitsunfähig-
keit lagen nicht vor. Diese Regelung be-
stimmt, dass bei einer Erkrankung wäh-
rend des Urlaubs die durch ärztliches 
Zeugnis nachgewiesenen Arbeitsunfä-
higkeitstage auf den Jahresurlaub nicht 
angerechnet werden. Die Klägerin hat 
ihre Arbeitsunfähigkeit jedoch nicht 
durch ein ärztliches Zeugnis nachge-
wiesen. Eine behördliche Quarantä-

neanordnung steht einem ärztlichen 
Zeugnis über die Arbeitsunfähigkeit 
nicht gleich. Die Beurteilung der Ar-
beitsunfähigkeit des Arbeitnehmers 
obliegt allein dem behandelnden Arzt. 
Eine analoge Anwendung von § 9 BUrlG 
bei einer behördlichen Quarantänean-
ordnung aufgrund einer Infektion mit 
dem Coronavirus scheidet aus. Es liegt 
weder eine planwidrige Regelungslücke 
noch ein mit einer Arbeitsunfähigkeit 
vergleichbarer Sachverhalt vor. Eine 
Erkrankung mit dem Coronavirus führt 
nicht zwingend und unmittelbar zu ei-
ner Arbeitsunfähigkeit.
Arbeitsgericht Bonn,
Urteil vom 07.07.2021 – 2 Ca 504/21 –

S c h m e r z e n s g e l d r e c h t
Kein Schmerzensgeld für Corona-Quarantäne
Das Landgericht Hannover hat Klagen 
auf Schmerzensgeld wegen coronabe-
dingter Quarantäne abgewiesen.
In einem Fall musste ein Ehepaar nach 
einem Schwedenurlaub zwei Wochen 
in Quarantäne. In einem weiteren Fall 
schickte das Gesundheitsamt einen Be-
amten nach einem unmittelbaren Coro-
nakontakt für sechs Tage in häusliche 
Isolation.
Die Kläger hatten das Schmerzensgeld 
damit begründet, dass die Quarantäne 
eine rechtswidrige Freiheitsentziehung 
gewesen sei. Die Regierung belüge die 
Bevölkerung bewusst über die Gesund-
heitsgefahren von Covid19. Es handele 
sich in Wirklichkeit um ein Komplott zur 
Einschränkung von Grundrechten.
Das Landgericht führte im Urteil aus, 
dass offensichtlich verschwörungsthe-
oretischen Begründungen nicht weiter 
nachgegangen werden müsse. Außer-
dem klärte es, dass eine Quarantäne im 
eigenen Zuhause zwar eine spürbare 
Beeinträchtigung der Lebensführung 
und -gestaltung darstelle. Diese Ein-
schränkungen seien aber noch nicht 
einmal ansatzweise mit einer Inhaftie-
rung bei der Polizei oder im Gefängnis 
zu vergleichen und rechtfertigten auch 
daher keine Schmerzensgeldansprüche.
Landgericht Hannover,
Urteile vom 20.08.2021 – 8 O 1/21 und 8 O 2/21 –

V e r k e h r s r e c h t
Kosten für Abschleppen vom Privatgrundstück
Ein Fahrzeughalter hat auch dann die Ko-
sten für ein privates Abschleppen seines 
Fahrzeugs zu tragen, wenn sein Fahrzeug 
nicht „sofort“ im Sinne von § 859 Abs. 3 
BGB - also nach dem verbotswidrigen 
Parken - entfernt wird. Der Anspruch auf 
Beseitigung der verbotenen Eigenmacht 
besteht unabhängig von dieser zeitlichen 
Begrenzung. Dies hat das Amtsgericht 
Rüsselheim entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall ließ ein 
Grundstückseigentümer im Jahr 2020 
ein auf seinem Grundstück verbotswid-
rig stehendes Fahrzeug mit Hilfe der Ab-
schlepp-App „Parknotruf“ abschleppen. 
Nachfolgend stritten sich die Parteien 
vor dem Amtsgericht Rüsselsheim über 
die Kostenerstattung des Abschleppvor-
gangs. Die Falschparkerin lehnte eine 
Kostentragung ab. Sie führte an, dass ihr 
Fahrzeug bereits seit 11 Tagen an der 
Stelle stand und damit die Abschlepp-
maßnahme nicht mehr „sofort“ im Sinne 
von § 859 Abs. 3 BGB sei.
Das Amtsgericht Rüsselheim entschied 
zu Gunsten des Grundstückseigentümers. 
Diesem stehe ein Anspruch auf Erstattung 
der Abschleppkosten zu. Der Anspruch 
ergebe sich aus den Grundsätzen der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag gemäß §§ 
670, 677, 683 BGB.
Es komme nach Auffassung des Amtsge-
richts nicht darauf an, ob die Entfernung 
des Fahrzeugs „sofort“ im Sinne von § 859 
Abs. 3 BGB - also nach dem verbotswid-
rigen Parken - erfolgt. Denn der Anspruch 
auf Beseitigung der verbotenen Eigen-
macht bestehe unabhängig von dieser 
zeitlichen Begrenzung.
Amtsgericht Rüsselsheim,
Urteil vom 19.07.2021 – 3 C 1039/20 (41) –
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
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A r z t h a f t u n g s r e c h t
Partei einer Arzthaftungssache hat An-
spruch auf Übersendung von Kopien der 
Behandlungsunterlagen
Die Partei einer Arzthaftungssache hat An-
spruch auf Übersendung von Kopien der 
Behandlungsunterlagen. Die Möglichkeit 
der Einsichtnahme auf der Geschäftsstelle 
des Gerichts ist nicht ausreichend. Dies hat 
das Oberlandesgericht Dresden entschie-
den.

In einem Arzthaftungsprozess vor dem 
Landgericht Zwickau beantragte die Klage-
partei im Frühjahr 2021 die Übersendung 
von Kopien der Behandlungsunterlagen. 
Dies lehnte das Landgericht aber ab, wo-
gegen sich die sofortige Beschwerde der 
Klagepartei richtete. Das Gericht verwies auf 
die Möglichkeit der Einsichtnahme der Ori-
ginalunterlagen auf der Geschäftsstelle.
Das Oberlandesgericht Dresden entschied 
zu Gunsten der Klagepartei. Dieser stehe 
ein Anspruch auf Übersendung von Ko-
pien der Behandlungsunterlagen gegen 
Kostenerstattung zu. Der Grundsatz des 
rechtlichen Gehörs gebiete es, den Parteien 
Einsichtnahme in Unterlagen zu gewähren, 
auf deren Grundlage die Entscheidung des 
Gerichts gestützt wird. Die Möglichkeit der 
Einsichtnahme der Originalunterlagen auf 
der Geschäftsstelle des Gerichts sei nach 
Auffassung des Oberlandesgerichts nicht 
ausreichend. Ein Anwalt müsse bei der An-
fertigung von Schriftsätzen die Abschriften 
der Unterlagen vorliegen haben.
Die Gefahr, dass bei der Ablichtung durch 
die Geschäftsstelle ein Verlust- oder Ver-
tauschrisiko besteht, rechtfertige es nach 
Ansicht des Oberlandesgerichts nicht, der 
Partei keine Kopien zu übersenden. Das 
Gericht müsse dafür Sorge tragen, dass zu-
verlässige Mitarbeiter den Kopiervorgang in 
sorgfältiger Weise durchführen. Eine gleich-
wohl bestehende Gefahr des Verlustes oder 
Vertauschens müsse hingenommen wer-
den.
Oberlandesgericht Dresden,
Beschluss vom 28.06.2021 – 4 W 386/21 –

M i e t r e c h t
Anspruch auf Mieterwechsel bei studen-
tischer Wohngemeinschaft
Ist es für den Vermieter erkennbar, dass er 
einen Mietvertrag mit einer studentischen 
Wohngemeinschaft abschließt, besteht für 
die Mieter ein Anspruch auf Auswechse-
lung einzelner Mieter. Der Vermieter kann 
den Mieterwechsel nur ablehnen, wenn ein 
in der Person des neuen Mieters liegender 
wichtiger Grund vorliegt. Dies hat das Amts-
gericht Gießen entschieden. 
Seit einigen Jahren bewohnten wechselnde 

Studenten eine in Hessen liegende 3-Zim-
mer-Wohnung. Die Auswechselung einzel-
ner Mieter war dabei stets unproblematisch. 
Ende 2018/Anfang 2019 wurde das Miets-
haus verkauft. Nachdem eine der Miete-
rinnen im Januar 2019 aus der Wohnung 
auszog, stritten sich die Mieter mit dem 
neuen Vermieter über die Möglichkeit des 
Einzugs eines neuen Mieters. Der Vermie-
ter lehnte den Mieterwechsel ab, so dass es 
zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
kam.
Das Amtsgericht Gießen entschied gegen 
den Vermieter. Die Wohngemeinschaft sei 
berechtigt, jederzeit ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Vermieters die einzelnen 
Bewohner gegen andere auszuwechseln. 
Etwas anderes gelte nur, wenn in der Person 
des neuen Bewohners ein wichtiger Grund 
zur Ablehnung besteht.
Aus den Umständen des Vertragsschlusses 
ergebe sich nach Ansicht des Amtsgerichts, 
dass die ursprüngliche Vermieterin wusste, 
dass sie einen Mietvertrag mit einer Wohn-
gemeinschaft abschließt. So waren sämt-
liche Mieterinnen Studenten, in jungem Al-
ter und nicht miteinander verwandt. Zudem 
habe die räumliche Aufteilung der Wohnung 
für das Vorliegen einer Wohngemeinschaft 
gesprochen. Schließlich sei es nachfolgend 
zu mehreren Mieterwechseln gekommen. 
Die Kenntnis der ursprünglichen Vermiete-
rin müsse der neue Vermieter gegen sich 
gelten lassen. Er sei durch den Kauf in den 
Mietvertrag eingetreten.
Amtsgericht Gießen,
Urteil vom 23.11.2020 – 47 C 19/20 –

V e r t r a g s r e c h t
Online-Verträge auch per Brief kündbar
Unternehmen dürfen ihren Kunden nicht 
vorschreiben, dass sie bei Online-Verträ-
gen ausschließlich auf elektronischem Weg 
kommunizieren dürfen. Das hat das Land-
gericht Hamburg nach einer Klage des Ver-
braucherzentrale Bundesverbands (vzbv) 
gegen den Energieversorger Lichtblick SE 
entschieden. Es sei unzulässig, eine Kündi-
gung oder einen Widerruf des Vertrags per 
Brief auszuschließen. Auch eine Entgeltklau-
sel für die Nutzung des Postweges ist dem-
nach unwirksam.
Kunden konnten Gaslieferverträge bei der 
Firma Lichtblick auch telefonisch unter An-
gabe einer E-Mail-Adresse abschließen. 
Die Bestätigung erhielten Kunden nach 
Verifizierung ihrer E-Mail im Kundenpor-
tal. Die Vertragsbedingungen enthielten 
die Klausel: „Diese Lieferverträge sind reine 
Online-Verträge, d.h. die Kommunikation 
erfolgt ausschließlich auf elektronischen 
Kommunikationswegen“. Der vzbv hatte 
diese Einschränkung als unzulässig kritisiert. 
Sie schließe zum Beispiel aus, dass Kunden 
per Einschreiben mit Rückschein kündigen, 
um den Zugang sicher nachweisen zu kön-
nen.
Die Richter gaben der Unterlassungskla-
ge des vzbv statt. Der Wortlaut der Klausel 
schließe jede andere als eine elektronische 
Kommunikation mit dem Unternehmen aus. 
Dagegen dürften Kunden nach der gesetz-
lichen Regelung auch mit einem einfachen 
Brief oder mit einem Einschreiben kündigen 

und andere Erklärungen abgeben. Die Klau-
sel lasse einen durchschnittlichen Vertrags-
partner völlig darüber im Unklaren, wie und 
in welcher Form er eine wirksame Kündi-
gungserklärung abgeben könne.
Als unwirksam erklärte das Gericht auch 
eine Klausel, nach der Lichtblick seinen Kun-
den Kosten für Briefe „verursachergerecht“ 
in Rechnung stellen kann, wenn sie sich 
noch nicht auf dem Kundenportal registriert 
haben oder dem Unternehmen eine elek-
tronische Kommunikation aus „vom Kunden 
zu vertretenden Gründen“ nicht möglich ist. 
Die Kosten für die Briefpost seien in keiner 
Weise präzisiert, monierten die Richter. Es 
sei schon nicht erkennbar, ob neben dem 
Porto weitere Kosten für Material oder Be-
arbeitungsgebühren in Rechnung gestellt 
werden sollen. Die Kosten könnten dadurch 
unangemessen hoch ausfallen.
Landgericht Hamburg,
Urteil vom 29.04.2021 – 312 O 94/20 –

R e i s e r e c h t
Keine Reisepreisminderung bei einge-
schränktem Speiseangebot am Urlaub-
sort wegen Einschränkungen aufgrund 
einer Virus-Pandemie
Kommt es am Urlaubsort zu einem ein-
geschränktem Speiseangebot wegen Ein-
schränkungen im Zusammenhang mit einer 
Virus-Pandemie, so begründet dies keinen 
Anspruch auf Reisepreisminderung gemäß § 
651 m BGB. Es liegt insofern ein hinzunehmen-
des allgemeines Lebensrisiko vor. Dies hat das 
Amtsgericht Hannover entschieden.
Eine Frau hatte für sich und ihrem Lebensge-
fährten im Februar 2020 eine Pauschalreise 
nach Mexiko für März 2020 gebucht. Mit der 
Behauptung, am Urlaubsort seien nicht alle 6 
Restaurants geöffnet und das Buffetangebot 
sei eingeschränkt gewesen, beanspruchte die 
Urlauberin nachfolgend die Minderung des 
Reisepreises. Das eingeschränkte Speiseange-
bot hatte seinen Grund in der sich ausbreiten-
den Corona-Pandemie. Die Urlauberin erhob 
schließlich Klage gegen die Reiseveranstalterin.
Das Amtsgericht Hannover entschied ge-
gen die Klägerin. Ihr stehe wegen der nicht 
geöffneten Restaurants und der geringen 
Buffetauswahl kein Anspruch auf Reisepreis-
minderung nach § 651 m BGB zu. Diese durch 
die Corona-Pandemie bedingten Einschrän-
kungen gehören zum allgemeinen Lebens-
risiko, die hinzunehmen seien. Bei der Coro-
na-Pandemie handele es sich nicht um eine 
reisespezifische Gefahr. Dies gelte vor allem 
in Anbetracht dessen, dass die Reise ganz zu 
Beginn der Pandemie war. Die Pandemiesitu-
ation sei für alle Beteiligten neu und überfor-
dernd gewesen. Nicht außer Betracht bleibe 
dürfe zudem, dass die Beklagte um Aufrecht-
erhaltung des Betriebsablaufs bemüht war.
Amtsgericht Hannover,
Urteil vom 20.01.2021 – 552 C 7861/20 –
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